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In	seinem	Urteil	4A_607/2024,	4A_613/2024,	4A_615/2024,	4A_617/2024	vom	30.	Dezember	2025
hatte	das	Bundesgericht	zu	beurteilen,	wer	als	Mehrheitsaktionär	eines	Aktionärbindungsvertrags
gilt.	Das	Gericht	bestätigte	die	Vertragsauslegung	der	Vorinstanz,	qualifizierte	den	aus	mehreren
Familienmitgliedern	 bestehenden	 Mehrheitsaktionär	 als	 eine	 einfache	 Gesellschaft	 und	 leitete
daraus	die	gesellschaftliche	Solidarhaftung	im	Sinne	von	Art.	544	Abs.	3	OR	ab.	Die	weitgehend
vorausgesetzte	 Qualifikation	 der	 Aktionärsgruppe	 als	 einfache	 Gesellschaft	 wirft	 gesellschafts-
und	schuldrechtliche	Fragen	auf.

Sachverhalt

[1]	Die	L	SA	(nachfolgend:	Gesellschaft)	befand	sich	bis	2014	vollständig	im	Eigentum	und	unter
der	Leitung	von	Mitgliedern	der	Familie	A	(nachfolgend:	Familie),	nämlich	C,	seiner	Ehefrau	E	und
deren	 Vater	 F.	 2014	 beteiligte	 sich	 die	 K	 SA	 (nachfolgend:	 Beteiligungsgesellschaft)	 an	 der
Gesellschaft.	Nach	der	Kapitalerhöhung	hielten	die	Mitglieder	der	 Familie	 insgesamt	145	Aktien
und	die	Beteiligungsgesellschaft	20	Aktien	der	Gesellschaft	(Sachverhalt	Teile	A.a	und	A.b).

[2]	 Parallel	 zur	 Beteiligung	 der	 Beteiligungsgesellschaft	 wurde	 am	 1./3.	 Mai	 2014	 ein
Aktionärbindungsvertrag	 (nachfolgend:	 ABV)	 zwischen	 allen	 damaligen	 Aktionären	 der
Gesellschaft	 geschlossen.	 Dieser	 ABV	 unterschied	 zwei	 Kategorien	 von	 Parteien,	 denen
unterschiedliche	 Rechte	 und	 Pflichten	 zukamen,	 nämlich	 einerseits	 den	 Mehrheitsaktionär	 und
andererseits	 den	Minderheitsaktionär.	 Art.	 1	 des	 ABV	 definierte	 den	Mehrheitsaktionär	 als	 «die
Person,	 die	 mindestens	 50%	 der	 Aktien	 plus	 eine	 hält,	 oder	 eine	 Gruppe	 von	 Aktionären,	 die
gemeinsam	 mindestens	 50%	 der	 Aktien	 plus	 eine	 hält».	 Im	 gleichen	 Artikel	 wird	 ein
Minderheitsaktionär	 beschrieben	 als	 «eine	 Person,	 die	 weniger	 als	 50%	 der	 Aktien	 hält»
(Sachverhalt	Teil	A.c).	Vor	der	Unterzeichnung	des	ABV	hielt	der	mit	der	Ausarbeitung	des	ABV
beauftragte	Anwalt	 fest,	 dass	diese	Definitionen	den	Vorteil	 aufwiesen,	 flexibel	 zu	 sein,	 er	wies
aber	auch	auf	die	Schwierigkeiten	der	fehlenden	Präzisierung	hin	(Sachverhalt	Teil	A.d).

[3]	In	Art.	7	des	ABV	wurde	dem	Mehrheitsaktionär	ein	Vorkaufsrecht	an	den	Aktien	der	anderen
Parteien	eingeräumt.	Der	Vorkaufspreis	wurde	mithilfe	der	«Praktiker-Methode»	ermittelt,	wobei
dieser	nicht	tiefer	als	der	Zeichnungspreis	sein	durfte.	Der	Art.	12	des	ABV,	der		wortgleich	durch
den	Art.	3	des	Nachtrags	vom	März	2015	zum	ABV	(nachfolgend:	Nachtrag)	ersetzt	wurde,	räumte
den	Minderheitsaktionären	 ein	 Austritts-	 und	 Veräusserungsrecht	 ein.	 Bezüglich	 des	 Verfahrens
dieses	Veräusserungsrechts	wurde	auf	die	Bestimmungen	zum	Vorkaufsrecht	(d.h.	Art.	7	des	ABV)
verwiesen	(Sachverhalt	Teile	A.c	und	A.f).

[4]	Nach	einer	weiteren	Kapitalerhöhung	 im	 Jahr	2015,	bei	welcher	der	 Investor	 J	 (nachfolgend:
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Investor)	 als	 Aktionär	 aufgenommen	 wurde,	 und	 einer	 letzten	 Kapitalerhöhung	 im	 Jahr	 2019
betrug	das	Aktienkapital	der	Gesellschaft	insgesamt	CHF	431’000,	eingeteilt	in	431	Namenaktien.
Aufgrund	 von	 Verschiebungen	 der	 Aktien	 durch	 einen	 Aktienkaufvertrag	 und	 zwei	 Erbfällen
innerhalb	der	Familie	hielt	die	Beteiligungsgesellschaft	nun	31	Aktien,	der	Investor	27	Aktien	und
vier	Mitglieder	der	Familie	insgesamt	373	Aktien	(Sachverhalt	Teile	A.e,	A.g	und	A.h).

[5]	 Im	 Jahr	 2020	 legte	 der	 Verwaltungsrat	 der	 Gesellschaft	 den	Wert	 der	 Aktien	 aufgrund	 der
Überschuldung	 der	 Gesellschaft	 auf	 null	 fest	 (Sachverhalt	 Teil	 A.k).	 Mit	 Einschreiben	 vom
16.	 September	 2020	 teilten	 die	 Minderheitsaktionäre,	 die	 Beteiligungsgesellschaft	 und	 der
Investor	 (gemeinsam	 die	 Investoren,	 Kläger	 und	 Beschwerdegegner,	 nachfolgend:	 Investoren),
den	 Familienmitgliedern	 –	 bestehend	 aus	 B.A,	 D.A,	 C.A	 und	 A.A	 (gemeinsam	 die
Familienmitglieder,	 Beklagten	 und	 Beschwerdeführer,	 nachfolgend:	 Familienmitglieder)	 als
«Mehrheitsaktionär»	mit,	dass	sie	ihr	Austrittsrecht	gemäss	Art.	3	des	Nachtrags	zu	den	in	Art.	7
des	ABV	festgelegten	Bestimmungen	ausüben	wollen	(Sachverhalt	Teil	A.j).	Die	Familienmitglieder
antworteten	am	13.	November	2020	 in	 einem	gemeinsamen	Schreiben,	 dass	es	 ihre	 finanzielle
Situation	ihnen	nicht	erlaube,	die	Aktien	zurückzukaufen.	Am	24.	Dezember	2020	hielten	gewisse
Familienmitglieder	 in	 einem	 gemeinsamen	 Schreiben	 an	 die	 Investoren	 fest,	 dass	 der
Mindestpreisvorbehalt	 nur	 für	 das	 Vorkaufsrecht	 in	 Art.	 7	 und	 nicht	 für	 das	 Austrittsrecht	 gelte
(Sachverhalt	Teil	A.l).

[6]	 Mit	 Klage	 vom	 16.	 März	 2021	 beantragten	 die	 Investoren	 beim	 erstinstanzlichen	 Genfer
Gericht,	dass	die	Familienmitglieder	solidarisch	zur	Zahlung	des	gemäss	Art.	7	ABV	festgesetzten
Kaufpreises	 der	 Aktien	 zu	 verpflichten	 seien.	 Die	 Investoren	 forderten	 zugunsten	 der
Beteiligungsgesellschaft	 CHF	 186’378.50	 und	 zugunsten	 des	 Investors	 CHF	 160’963.25,	 jeweils
zuzüglich	laufender	Zinsen.	Die	Familienmitglieder	bestritten	in	diesem	Verfahren	ihre	Eigenschaft
als	 Mehrheitsaktionär	 und	 machten	 darüber	 hinaus	 geltend,	 dass	 ihre	 finanzielle	 Situation	 es
ihnen	 nicht	 erlaube,	 die	 Aktien	 der	 Investoren	 zurückzukaufen.	 Die	 Klage	 wurde	 am
18.	 Dezember	 2023	 durch	 das	 erstinstanzliche	 Gericht	 gutgeheissen	 und	 die	 Genfer	 Cour	 de
Justice	bestätigte	dieses	Urteil	im	Anschluss	(Sachverhalt	Teil	B.a).

[7]	Mit	Beschwerde	in	Zivilsachen	beantragten	die	Familienmitglieder,	d.h.	A.A	(4A_607/2024),	B.A
(4A_613/2024),	C.A	(4A_615/2024)	und	D.A	(4A_617/2024),	dem	Bundesgericht	im	Wesentlichen,
dass	 das	 vorinstanzliche	 Urteil	 aufzuheben	 bzw.	 die	 Klage	 der	 Investoren	 abzuweisen	 sei.	 Das
Bundesgericht	wies	 die	 Beschwerden[1]	 ab,	 soweit	 es	 darauf	 eintrat[2]	 (Sachverhalt	 Teil	 C	 und
E.	9).

Erwägungen

[8]	 Einleitend	 hielt	 das	 Bundesgericht	 fest,	 dass	 der	 Kern	 des	 vorliegenden	 Rechtsstreits	 die
Auslegung	 von	 Art.	 3	 des	 Nachtrags	 und	 Art.	 7	 des	 ABV	 betreffe.	 Die	 Gültigkeit	 dieser
Vereinbarungen	sei	zwischen	den	Parteien	unbestritten	(E.	5	Ingress).

[9]	Die	Vorinstanz	habe	–	so	das	Bundesgericht	–	durch	subjektive	Auslegung	des	ABV	zunächst
festgestellt,	dass	der	 im	ABV	verwendete	Begriff	des	Mehrheitsaktionärs	gemäss	dem	wirklichen
und	 übereinstimmenden	Willen	 der	 Parteien,	 die	 von	 der	 Familie	 vor	 Unterzeichnung	 des	 ABV
gebildete	Aktionärsgruppe	bezeichne.	Der	mit	der	Vertragsausarbeitung	beauftragte	Anwalt	habe
während	 der	 Verhandlungen	 explizit	 darauf	 hingewiesen,	 dass	 die	 Mitglieder	 der	 Familie	 zwar
namentlich	 hätten	 aufgeführt	 werden	 können,	 eine	 gruppenbezogene	 Umschreibung	 jedoch
flexibler	 sei.	 Daraus	 habe	 die	 Vorinstanz,	 so	 das	 Bundesgericht	 weiter,	 geschlossen,	 dass	 der
Verzicht	 auf	 eine	 namentliche	 Nennung	 keine	 Änderung	 der	 Zusammensetzung	 der
Mehrheitsaktionärsgruppe	habe	bewirken	sollen.	Weiter	habe	die	Vorinstanz	auch	berücksichtigt,
dass	 sich	 die	 Mitglieder	 der	 Familie	 nach	 Abschluss	 des	 Vertrags	 und	 des	 Nachtrags	 wie	 der
Mehrheitsaktionär	 verhalten	 hätten,	 da	 sie	 insbesondere	 bei	 der	 Ausübung	 des	 Austrittsrechts
durch	die	Investoren	diese	Stellung	nicht	bestritten,	sondern	ihre	Rechte	in	einem	gemeinsamen
Schreiben	geltend	gemacht	hätten	(E.	5.1).

[10]	Weiter	habe	die	Vorinstanz	die	Auffassung	vertreten,	dass	die	 Familienmitglieder	aufgrund
ihrer	Stellung	als	Partei	des	ABV	eine	einfache	Gesellschaft	bilden	und	gemäss	Art.	544	Abs.	3	OR
gesamtschuldnerisch	 für	 deren	 Schulden	 haften	 würden.	 Diese	 Auffassung	 sei	 auch	 dadurch
bestätigt	worden,	dass	der	mit	dem	Entwurf	des	ABV	betraute	Anwalt	während	der	Ausarbeitung
erläutert	 habe,	 dass	 die	 Mitglieder	 des	 Mehrheitsaktionärs	 gegenüber	 Dritten	 als	 Gruppe
gemeinsam	und	solidarisch	handelten.	Die	Vorinstanz	habe	daraus	gefolgert,	dass	die	 im	Art.	3
des	Nachtrags	vorgesehene	Ausnahme	von	der	Zahlungspflicht	aufgrund	der	finanziellen	Situation
auf	die	Gruppe	als	Ganzes	und	nicht	auf	deren	einzelne	Mitglieder	zu	beziehen	sei.	Da	einzelne

https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=30.12.2025_4A_607-2024&q=&sel_lang=de
https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=30.12.2025_4A_607-2024&q=&sel_lang=de
http://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=30.12.2025_4A_607-2024&q=&sel_lang=de
http://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=30.12.2025_4A_607-2024&q=&sel_lang=de
http://localhost/public_preview.php?glossa_id=4893&lang=de&pdf_secret=Hg79023a2pQXX#_ftn1
http://localhost/public_preview.php?glossa_id=4893&lang=de&pdf_secret=Hg79023a2pQXX#_ftn2
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/27/317_321_377/de


Mitglieder	 der	 Familie	 über	 beträchtliche	 finanzielle	 Mittel	 verfügen	 würden,	 sei	 der
Zahlungsbefreiungsgrund	nicht	anwendbar	(E.	5.3).

[11]	 Die	 Familienmitglieder	 machten	 im	 bundesgerichtlichen	 Verfahren	 geltend,	 dass	 sich	 der
Begriff	«Mehrheitsaktionär»	aus	Flexibilitätsgründen	bewusst	nicht	auf	die	Familie	beschränke	und
sich	die	erfassten	Personen	je	nach	Umständen	ändern	könne.	Ferner	rügten	sie,	es	sei	unhaltbar,
Schlussfolgerungen	aus	ihrer	gemeinsamen	Antwort	an	die	Investoren	zu	ziehen.	Es	sei	natürlich,
dass	sie	gemeinsam	auf	ein-	und	dasselbe	Schreiben	geantwortet	hätten	(E.	6.1).

[12]	 Das	 Bundesgericht	 verwarf	 diese	 Argumentation.	 Die	 Familienmitglieder	 würden	 laut
Bundesgericht	im	Ergebnis	lediglich	ihre	eigene	Würdigung	des	Sachverhalts	jener	der	Vorinstanz
gegenüberstellen	und	keine	Willkür	dartun.	Der	blosse	Umstand,	dass	die	Parteien	möglicherweise
eine	Veränderung	 in	 der	 Zusammensetzung	des	Mehrheitsaktionärs	 hätten	 ermöglichen	wollen,
schliesse	nicht	aus,	dass	die	Familie	diese	Stellung	trotzdem	tatsächlich	innegehabt	habe.	Weiter
führte	das	Bundesgericht	aus,	dass	mindestens	ein	Familienmitglied	eingeräumt	habe,	dass	die
Familie	 eine	 Aktionärsgruppe	 bilde.	 Da	 diese	 Gruppe	 stets	 mehr	 als	 die	 Hälfte	 der	 Aktien	 der
Gesellschaft	gehalten	habe,	erfüllte	sie	auch	die	Definition	des	Mehrheitsaktionärs.	Ebenso	habe
die	Vorinstanz	berücksichtigen	dürfen,	dass	sich	die	Familienmitglieder	in	ihrem	Schreiben	an	die
Investoren	 ursprünglich	 ausschliesslich	 auf	 ihre	 finanzielle	 Situation	 berufen	 und	 nicht
eingewendet	 hatten,	 sie	 seien	 nicht	 der	 Mehrheitsaktionär.	 Gemäss	 Bundesgericht	 habe	 die
Vorinstanz	damit	ohne	Willkür	 festgestellt,	dass	gemäss	 tatsächlichem	und	übereinstimmendem
Willen	der	Parteien	die	Mitglieder	der	Familie	vom	Begriff	des	Mehrheitsaktionärs	erfasst	werden
sollen	(E.	6.1).

[13]	Was	den	Zahlungsbefreiungsgrund	aufgrund	der	finanziellen	Situation	des	Mehrheitsaktionärs
betreffe,	behauptete	ein	Familienmitglied,	dass	die	Bemerkung	des	beauftragten	Anwalts,	wonach
die	 Mitglieder	 der	 Familie	 gesamtschuldnerisch	 haften	 würden,	 lediglich	 im	 Rahmen	 eines
Änderungsvorschlags	angebracht	worden	sei.	Nach	Ansicht	der	Familie	bedeute	der	Verzicht	auf
diese	 Änderung,	 dass	 zugunsten	 des	 Mehrheitsaktionärs	 von	 der	 in	 Art.	 544	 Abs.	 3	 OR
vorgesehenen	 Solidarhaftung	 abgewichen	worden	 sei.	 Ausserdem	 sei	 es	 stossend,	wenn	 einem
Familienmitglied	aufgrund	der	Entscheidung	eines	anderen	Mitglieds,	das	mehr	als	das	Dreifache
an	 Aktien	 halte,	 eine	 Rückkaufsverpflichtung	 auferlegt	 werden	 würde.	 Gemäss	 Bundesgericht
gelinge	es	auch	 in	diesem	Punkt	nicht,	 nachzuweisen,	dass	das	vorinstanzliche	Urteil	 unhaltbar
sei.	Es	seien	keinerlei	Tatsachen	vorgebracht	worden,	die	belegen	würden,	dass	die	Parteien	eine
von	der	allgemeinen	Solidarhaftung	abweichende	Regelung	vereinbart	hätten.	Ausserdem	stellte
das	Bundesgericht	klar,	dass	die	Annahme,	wonach	die	Mitglieder	der	Gruppe	Mehrheitsaktionär
eine	einfache	Gesellschaft	bilden	würden,	 vor	Bundesgericht	nicht	 infrage	gestellt	werde.	Unter
diesen	 Umständen	 könne	 es	 nicht	 als	 willkürlich	 –	 oder	 vielmehr	 als	 gegen	 Treu	 und	 Glauben
verstossend	 –	 angesehen	 werden,	 dass	 die	 Investoren	 die	 solidarische	 Verurteilung	 der
Familienmitglieder	zum	Rückkauf	der	Aktien	verlangen	würden	(E.	6.3).

Kurzkommentar

[14]	 Das	 referierte	 Urteil	 stimmt	 hinsichtlich	 der	 Vertragsauslegung	 weitgehend	 mit	 der
bundesgerichtlichen	 Praxis	 überein.	 Das	 Bundesgericht	 beschränkt	 sich	 in	 den	 Erwägungen	 6.1
und	6.2	auf	die	Prüfung	der	Willkürrügen	gegen	die	von	der	Vorinstanz	vorgenommene	subjektive
Auslegung	des	ABV.[3]	Dies	bewegt	sich	im	Rahmen	der	etablierten	Rechtsprechung,	wonach	die
Vertragsauslegung	 subjektiv-objektiv	 vorzunehmen	 ist.[4]	Da	die	Vorinstanz	 ihren	Entscheid	auf
die	 vorangegangenen	 Vertragsverhandlungen,	 die	 Erklärungen	 des	 bearbeitenden	 Anwalts,	 das
Verhalten	der	Parteien	nach	Vertragsschluss	sowie	die	Korrespondenz	der	Beteiligten	stützte	und
die	 subjektive	 Vertragsauslegung	 eine	 Tatfrage	 ist,	 auf	 die	 das	 Bundesgericht	 nur	 unter	 engen
Voraussetzungen	 zurückkommen	 kann,	 erscheint	 die	 bundesgerichtliche	 Zurückhaltung
konsequent.[5]	 Die	 Erwägungen	 zur	 Auslegung	 des	 Begriffs	 des	 Mehrheitsaktionärs	 und	 zur
Bestimmung	des	Rückkaufpreises	 liefern	daher	keine	grundlegend	neuen	Erkenntnisse,	 sondern
bestätigen	 vielmehr	 die	 bekannte	 Bedeutung	 von	 Vorverhandlungen	 und	 nachträglichem
Parteiverhalten	bei	der	Ermittlung	des	tatsächlichen	Parteiwillens.[6]

[15]	 Bemerkenswert	 ist,	 dass	 das	 Austrittsrecht	 in	 Art.	 12	 des	 ABV	 bzw.	 Art.	 3	 des	 Nachtrags
wirtschaftlich	 stark	 einem	 Verkaufsrecht	 (Put-Option)	 ähnelt,	 wobei	 durch	 ein	 solches
Verkaufsrecht	das	wirtschaftliche	Risiko	einer	negativen	Wertentwicklung	vom	Optionsinhaber	auf
den	 Optionsgeber	 verlagert	 wird.[7]	 Vorliegend	 verfügten	 die	 Minderheitsaktionäre	 über	 das
Recht,	 ihre	 Aktien	 zu	 einem	 vertraglich	 festgelegten	 Mindestpreis	 –	 dem	 Zeichnungspreis	 –	 zu
verkaufen	und	gleichzeitig	wurde	der	Mehrheitsaktionär	verpflichtet,	die	Aktien	zu	diesem	Preis	zu
übernehmen,	 sofern	 kein	 vertraglich	 vorgesehener	Befreiungsgrund	 (im	Sinne	einer	 finanziellen
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Situation)	vorlag.	Aus	dem	Gesprächsverlauf	zwischen	Mitgliedern	der	Familie	und	den	Investoren
ergab	sich	dann	auch,	dass	sich	die	Parteien	über	eine	Übertragung	des	wirtschaftlichen	Risikos
bei	Wertverlust	der	Aktien	im	Klaren	waren	(vgl.	E.	5.2).	Das	Bundesgericht	behandelt	die	Klausel
allerdings	ausschliesslich	im	Rahmen	der	Vertragsauslegung	und	untersucht	nicht	näher,	ob	eine
alternative	Einordnung	als	Verkaufsrecht	zu	denselben	oder	anderen	Ergebnissen	geführt	hätte.
[8]	Für	die	inhaltliche	Entscheidung	hätte	dies	zwar	wohl	keine	andere	Rechtsfolge	gehabt,	jedoch
hätte	die	wirtschaftliche	Einordnung	als	Verkaufsrecht	verdeutlicht,	dass	die	Mehrheitsaktionäre
letztlich	das	Risiko	einer	 negativen	Unternehmensentwicklung	übernehmen	 sollten.	Die	 von	der
Familie	 kritisierte	 Pflicht	 zum	 Rückkauf	 wertlos	 gewordener	 Aktien	 erscheint	 damit	 weniger
überraschend.

[16]	 In	 Erwägung	 6.3	 bestätigt	 das	 Bundesgericht	 die	 Auffassung	 der	 Vorinstanz,	 wonach	 die
Mitglieder	der	Familie	aufgrund	des	ABV	eine	einfache	Gesellschaft	bildeten.	Obwohl	 Lehre	und
Rechtsprechung	 seit	 längerem	 Aktionärbindungsverträge	 in	 der	 Regel	 als	 einfache	 Gesellschaft
qualifizieren,	 sollten	 Aktionärbindungsverträge	 keineswegs	 in	 jedem	 Fall	 und	 ohne	Weiteres	 als
einfache	 Gesellschaften	 qualifiziert	 werden.[9]	 Die	 im	 vorliegenden	 Fall	 vom	 Bundesgericht
zitierten	 Leitentscheide[10]	 zeigen	gerade	nicht,	 dass	eine	 solche	Qualifikation	automatisch	 (eo
ipso)	erfolgen	sollte:

In	 BGE	 116	 II	 707	 hielt	 das	 Bundesgericht	 fest,	 dass	 sich	 mehrere	 Aktionäre	 zum
gemeinsamen	 Verkauf	 ihrer	 Aktien	 zwar	 zu	 einer	 einfachen	 Gesellschaft
zusammenschliessen	 können,	 ebenso	 sei	 es	 aber	 möglich,	 dass	 mehrere	 eigenständige
Verträge	vorlägen.	Ob	eine	einfache	Gesellschaft	bestehe,	sei	«aufgrund	der	Gesamtheit	der
konkreten	Umstände»	zu	beurteilen.[11]
Noch	deutlicher	 ist	das	Bundesgericht	 in	BGE	109	II	43,	wo	ausdrücklich	festgehalten	wird,
dass	 die	 fragliche	 Vereinbarung	 «nicht	 der	 Situation	 einer	 einfachen	 Gesellschaft»
entspreche,	 sondern	 eher	 einem	 «einseitigen	 Aktionärbindungsvertrag	 sui	 generis».[12]
Dieser	 Entscheid	 zeigt,	 dass	 das	 Bundesgericht	 selbst	 zwischen	 verschiedenen
Erscheinungsformen	 von	 Aktionärbindungsverträgen	 unterscheidet.	 Massgebend	 für	 die
Qualifikation	 als	 einfache	 Gesellschaft	 ist,	 ob	 die	 Parteien	 einen	 gemeinsamen	 Zweck
verfolgen	und	sich	zu	einem	entsprechenden	Zusammenwirken	verpflichten.[13]

[17]	 Vor	 diesem	 Hintergrund	 (vgl.	 Rz.	 16)	 erscheint	 die	 Begründung	 im	 referierten	 Urteil	 (vgl.
E.	 6.3)	 zu	 knapp.[14]	 Das	 Bundesgericht	 prüft	 die	 Qualifikation	 der	 Untergruppe	 als	 einfache
Gesellschaft	 nicht	 vertieft,	 sondern	 verweist	 vielmehr	 darauf,	 dass	 diese	 Qualifikation	 vor
Bundesgericht	 nicht	 mehr	 bestritten	 worden	 sei.	 Damit	 bleibt	 offen,	 weshalb	 die	 konkrete
Mehrheitsaktionärsgruppe	 die	 Voraussetzungen	 einer	 einfachen	 Gesellschaft	 erfüllen	 soll	 und
worin	genau	 ihr	gemeinsamer	Zweck	besteht.	 Laut	Bundesgericht	hätten	die	Familienmitglieder
gemeinsam	 gehandelt	 und	 seien	 von	 den	 übrigen	 Parteien	 als	 Mehrheitsaktionär	 verstanden
worden.	Daraus	 folgt	 jedoch	noch	nicht	 zwingend,	 dass	 sie	 einen	gemeinsamen	Zweck	 verfolgt
haben	 und	 ein	 entsprechendes	 Zusammenwirken	 vorgelegen	 habe.	 Der	 ABV	 und	 der
Mehrheitsaktionär	 stellen	 somit	nicht	 zwingend	eo	 ipso	 eine	einfache	Gesellschaft	dar.	Denkbar
wäre	 vielmehr	 eine	 andere	 Einordnung,	 insbesondere	 als	 Innominatvertrag	 (Vertrag	 sui	 generis
oder	gemischter	Vertrag).[15]

[18]	 Eine	 Qualifikation	 eines	 Aktionärbindungsvertrags	 als	 Innominatkontrakt	 wirkt	 sich	 auf	 die
Auslegung	von	streitigen	Klauseln	aus.	Zwar	kann	zur	Ermittlung	des	hypothetischen	Parteiwillens
auch	bei	Innominatverträgen	das	dispositive	Recht	der	einfachen	Gesellschaft	als	Auslegungshilfe
hinzugezogen	 werden,	 jedoch	 wird	 dieses	 in	 der	 Regel	 und	 insbesondere	 dort	 wo	 ein
Aktionärbindungsvertrag	 keine	 gesellschaftsrechtlichen	 Strukturen	 aufweist,	 nicht	 passen.	 In
solchen	 Fällen	 sollten	 daher	 eher	 das	 dispositive	Recht	 des	 allgemeinen	 Teils	 des	OR	 oder,	wo
anwendbar,	spezielle	Normen	(lex	specialis)	z.B.	des	Kauf-	oder	Aktienrechts	in	den	Vordergrund
treten.[16]	 In	 diesem	 Zusammenhang	 zu	 erwähnen	 sei	 beispielsweise	 die	 Frage	 der
Willensbildung	 innerhalb	 der	 hier	 als	 einfache	 Gesellschaft	 verstandenen	 Aktionärsgruppe.	 Das
Urteil	behandelt	die	Mitglieder	der	Gruppe	des	Mehrheitsaktionärs	als	Einheit,	äussert	sich	jedoch
nicht	 dazu,	 wie	 innerhalb	 dieser	 Einheit	 Entscheidungen	 zustande	 kommen.	 Während	 beim
dispositiven	 Recht	 der	 einfachen	 Gesellschaft	 grundsätzlich	 das	 Einstimmigkeitsprinzip[17]	 gilt,
sind	 bei	 Aktionären	 bzw.	 Aktionärsgruppen	 auch	 verschiedene	 andere	 Mechanismen	 denkbar,
etwa	 Beschlüsse	 nach	 Beteiligungsquoten	 oder	 nach	 Köpfen.	 Das	 Urteil	 lässt	 offen,	 welches
Entscheidungsverfahren	innerhalb	der	Mehrheitsaktionärsgruppe	massgebend	gewesen	wäre	und
wie	sich	dies	auf	die	Zurechnung	des	Handelns	der	Gruppe	ausgewirkt	hätte.

[19]	 Weiter	 führt	 die	 bundesgerichtliche	 Qualifikation	 der	 Familienmitglieder	 als	 einfache
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Gesellschaft	 dazu,	 dass	 sämtliche	 Mitglieder	 der	 Aktionärsgruppe	 solidarisch	 für	 die
Rückkaufspflicht	 haften,	 obwohl	 sich	 die	 wirtschaftlichen	 Interessen	 und	 Beteiligungsquoten
innerhalb	 der	 Gruppe	 erheblich	 unterscheiden	 können.	 Das	 Bundesgericht	 übersieht	 dies	 und
argumentiert	stattdessen	mit	der	Anwendung	des	dispositiven	Rechts	der	einfachen	Gesellschaft
und	damit	mit	der	Solidarhaftung	der	Gesellschafter	 im	Sinne	von	Art.	544	Abs.	3	OR.	Aufgrund
der	 fehlenden	 Begründung	 zum	 Vorliegen	 der	 einfachen	 Gesellschaft	 (vgl.	 Rz.	 17)	 ist	 diese
Schlussfolgerung	problematisch.	Interessanterweise	zeigt	gerade	der	zitierte	BGE	116	II	707,	dass
eine	Solidarhaftung	nicht	zwingend	auf	Art.	544	Abs.	3	OR	beruhen	muss.	Dort	wird	festgehalten,
dass	 sich	 eine	 solidarische	 Haftung	 unter	 Umständen	 auch	 aus	 dem	 gemeinsamen	 Auftreten
mehrerer	Personen	und	aus	dem	Vertrauensprinzip	aufgrund	der	vertraglichen	Solidarhaftung	 in
Art.	 143	 OR	 ergeben	 kann,	 selbst	 wenn	 der	 Bestand	 einer	 einfachen	 Gesellschaft	 zweifelhaft
erscheint.	 Gemäss	 Art.	 143	 OR	 sind	 zwar	 bei	 einer	 Mehrzahl	 von	 Schuldnern	mangels	 anderer
Abrede	 Teilverpflichtungen	 anzunehmen,	 die	 solidarische	 Verpflichtung	 kann	 sich	 jedoch	 auch
stillschweigend	aus	den	Umständen	und	dem	sonstigen	 Inhalt	des	Vertrags	als	gewollt	ergeben.
Diese	 Umstände	 sind	 gemäss	 Vertrauensprinzip	 auszulegen.[18]	 Methodologisch	 hätte	 das
Bundesgericht	 im	 hier	 vorliegenden	 Fall	 daher	 auch	 einen	 anderen	 Weg	 beschreiten	 können.
Anstatt	die	Solidarhaftung	primär	auf	die	Qualifikation	als	einfache	Gesellschaft	zu	stützen,	hätte
geprüft	 werden	 können,	 ob	 die	 Investoren	 aufgrund	 des	 gemeinsamen	 Auftretens	 der
Familienmitglieder	 als	Mehrheitsaktionär	nach	Treu	und	Glauben	davon	ausgehen	durften,	 dass
diese	 gemeinsam	 für	 die	 Rückkaufspflicht	 einstehen	 würden.	 Eine	 solche	 vertragsrechtliche
Begründung	 gestützt	 auf	 Art.	 143	 OR	 hätte	 wohl	 besser	 zur	 vorinstanzlichen	 subjektiven
Vertragsauslegung	 gepasst	 als	 die	 nur	minimal	 begründete	 gesellschaftsrechtliche	Qualifikation
als	einfache	Gesellschaft.

[20]	 Das	 referierte	 Urteil	 ist	 zusammenfassend	 im	 Ergebnis	 wohl	 vertretbar,	 die
gesellschaftsrechtliche	 Begründung	 überzeugt	 jedoch	 nicht.	 Die	 eigentliche	 Bedeutung	 –	 und
damit	auch	die	von	den	Autoren	am	Urteil	geäusserte	Kritik	–	liegt	nicht	in	den	Ausführungen	zur
Vertragsauslegung,	 sondern	 in	 der	 weitreichenden	 Annahme	 einer	 solidarisch	 haftenden
Aktionärsgruppe.	 Gerade	 hier	 hätte	 man	 sich	 eine	 ausführlichere	 Auseinandersetzung	 mit	 den
Voraussetzungen	 der	 einfachen	 Gesellschaft	 oder	 eine	 allenfalls	 vertragliche	 Begründung	 der
Solidarhaftung	durch	Art.	143	OR	gewünscht.

MLaw	YANNIK	PFISTER,	Substitut,	Walder	Wyss	AG.

Dr.	iur.	DARIO	GALLI,	LL.M.,	Rechtsanwalt,	Walder	Wyss	AG.

Dr.	iur.	MARKUS	VISCHER,	LL.M.,	Rechtsanwalt,	Walder	Wyss	AG.

	

[1]	Verfahrensnummern	4A_613/2024,	4A_615/2024	und	4A_617/2024.

[2]	Verfahrensnummer	4A_607/2024.

[3]	Es	handelt	sich	beim	referierten	Urteil	um	eines	der	wenigen	Urteile,	wo	die	Vorinstanzen	den
wirklichen	Willen	der	Parteien	feststellen	konnten.	Für	weitere	solche	Urteile	siehe	etwa	Urteil	des
Bundesgerichts	 4A_219/2024	 vom	 2.	 April	 2025	 (besprochen	 von	 LIV	 WITTWER/DARIO	 GALLI/MARKUS

VISCHER,	 Vorgängig	 erteilte	 Zustimmung	 zur	 Vertragsübernahme,	 in:	 dRSK,	 publiziert	 am	 25.
Februar	 2026);	 dazu	 im	 Allgemeinen	 auch	 CHRISTOPH	 BRUNNER/DARIO	 GALLI/MARKUS	 VISCHER,	 Die
Rechtsprechung	 des	 Bundesgerichts	 zum	 Kaufvertragsrecht	 im	 Jahr	 2020,	 in:	 Jusletter
29.	November	2021,	Rz.	136.

[4]	 Unter	 subjektiver	 Auslegung	 wird	 die	 Ermittlung	 des	 wirklichen	 Parteiwillens	 mittels
empirischer	Auslegung	(=	Rekonstruktion	des	Parteiwillens),	während	unter	objektiver	Auslegung
(auch	 objektivierte	 oder	 objektivierende	Auslegung	 genannt)	 die	 Ermittlung	 des	 hypothetischen
Parteiwillens	aufgrund	des	Vertrauensprinzips	(=	Konstruktion	des	Parteiwillens)	verstanden	wird
(z.B.	MARKUS	VISCHER/DARIO	GALLI,	 Schadensberechnung	beim	Unternehmenskauf,	SZW	2023,	S.	256
ff.,	S.	263).

[5]	 Die	 subjektive	 Vertragsauslegung	 beruht	 auf	 einer	 Beweiswürdigung	 und	 ist	 damit	 eine
Tatfrage,	 auf	 die	 das	 Bundesgericht	 nur	 unter	 den	 Voraussetzungen	 von	 Art.	 97	 Abs.	 1	 BGG
zurückkommen	kann	(siehe	dazu	z.B.	Urteil	des	Bundesgerichts	5A_336/2019	vom	9.	Juni	2020	E.
5.2).

https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=BGE-116-II-707&q=&sel_lang=de
http://localhost/public_preview.php?glossa_id=4893&lang=de&pdf_secret=Hg79023a2pQXX#_ftn18
http://localhost/public_preview.php?glossa_id=4893&lang=de&pdf_secret=Hg79023a2pQXX#_ftnref1
https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=30.12.2025_4A_607-2024&q=
https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=30.12.2025_4A_607-2024&q=
https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=30.12.2025_4A_607-2024&q=
http://localhost/public_preview.php?glossa_id=4893&lang=de&pdf_secret=Hg79023a2pQXX#_ftnref2
https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=30.12.2025_4A_607-2024&q=&sel_lang=de
http://localhost/public_preview.php?glossa_id=4893&lang=de&pdf_secret=Hg79023a2pQXX#_ftnref3
https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=02.04.2025_4A_219-2024&q=&sel_lang=de
https://www.walderwyss.com/assets/content/publications/260225-Vorgaengig-erteilte-Zustimmung-zur-Vertragsuebernahme.pdf
https://jusletter.weblaw.ch/juslissues/2021/1090/die-rechtsprechung-d_b253c59c68.html
http://localhost/public_preview.php?glossa_id=4893&lang=de&pdf_secret=Hg79023a2pQXX#_ftnref4
http://localhost/public_preview.php?glossa_id=4893&lang=de&pdf_secret=Hg79023a2pQXX#_ftnref5
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2006/218/de
https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=09.06.2020_5A_336-2019&q=&sel_lang=de


[6]	Exemplarisch	zu	den	weiteren	Indizien	des	wirklichen	Willens	(Begleitumstände,	Beweggründe
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